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Das bezirkliche  
Vorkaufsrecht 



Grußwort

Eine mietsteigernde Aufwertung ist allein durch 
das Erhaltungsrecht nicht zu verhindern. Denn 
der zugrundelegende § 172 BauGB enthält 
mehrere Ausnahmen, so dass Maßnahmen wie 
z.B. Aufzugsanbau oder Fassadendämmung 
unter Umständen genehmigt werden müssen, 
selbst wenn sie das Erhaltungsziel gefährden. 
Neben den Mietsteigerungen, die sich unmittel-
bar aus diesen Maßnahmen ergeben können, 
wird ein höherer Ausstattungsstandard ge-
schaffen, der dann auch bei Neuvermietung zu 
höheren Mieten führt und einen Vorbildeffekt 
im Gebiet hat. Deshalb halte ich auch nach Ein-
führung des Mietendeckels am Vorkaufsrecht 
fest – abgesehen davon, dass der Mietendeckel 
ohnehin auf fünf Jahre befristet ist.
Eine bleibende Herausforderung bei der 
Ausübung des Vorkaufsrecht sind die hohen 
Kaufpreise. Deshalb haben wir begonnen, den 
Kreis der Vorkaufsbegünstigten zu erweitern. 
Dabei sind wir auch bereit, neue Wege zu 
gehen. Haben wir das Vorkaufsrecht anfangs in 
der Regel zugunsten der landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaften ausgeübt, suchen wir 
jetzt verstärkt auch die Zusammenarbeit mit 
Genossenschaften.
Ich schöpfe als Baustadtrat alle Möglichkeiten 
aus, um die Menschen in ihren Wohnungen und 
Kiezen vor Verdrängung zu schützen. Ohne die 
Kooperation mit der Landesebene wäre das 
nicht möglich. Wir arbeiten eng und gut mit der 
Senatsverwaltung für Finanzen und der Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
zusammen. Genauso wichtig ist die Zusam-
menarbeit mit den Mieter*innen und mieten-
politischen Aktivist*innen. Diese Broschüre soll 
Ihnen zur Orientierung im Vorkaufsverfahren 
dienen. Dabei wünsche ich Ihnen und Ihren 
Nachbar*innen viel Erfolg!
Florian Schmidt,  
Bezirksstadtrat für Bauen, Planen  
und Facility Management

Liebe Mieter*innen,
das Vorkaufsrecht des Bezirks Friedrichs-
hain-Kreuzberg bewährt sich als effektives Mit-
tel gegen drastische Aufwertungsmaßnahmen 
oder die Aufteilung in Eigentumswohnungen 
in sozialen Erhaltungsgebieten, und zwar dort, 
wo der Verdrängungsdruck am größten ist: In 
verkauften Häusern. Denn hinter dem Kauf von 
Immobilien steckt oftmals die Absicht, einen 
Gewinn zu erzielen, den die Käufer*innen am 
schnellsten realisieren können, wenn sie Mieten 
erhöhen oder – v.a. in Zeiten des Mietende-
ckels – Wohnungen als Eigentumswohnungen 
verkaufen können.
Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts soll die 
Erhaltung der Zusammensetzung der Wohn-
bevölkerung, also die Bevölkerungsstruktur, 
wirksamer geschützt werden. Der Bezirk 
versucht damit, nachteilige Folgen zu verhin-
dern, die sich aus dem verstärkten Wegzug 
von Teilen der Bevölkerung aus der Innenstadt 
ergeben: Den Verlust von sozialer Mischung 
und die Notwendigkeit, mit öffentlichen Mitteln 
neue günstige Wohnungen und öffentliche 
Einrichtungen an anderer Stelle zu schaffen. 
Unter den Bedingungen eines angespannten 
Wohnungsmarktes sind besonders einkom-
mensschwächere Bevölkerungsgruppen in den 
sozialen Erhaltungsgebieten in hohem Maße 
verdrängungsgefährdet. Das zeigen u.a. die 
Haushaltsbefragungen, die wir regelmäßig in 
sozialen Erhaltungsgebieten durchführen. Um 
der Verdrängung von Teilen der Gebietsbevöl-
kerung entgegenzuwirken, ist die Erhaltung 
preiswerten Wohnraums mit einem einfachen 
bis mittleren Wohnstandard erforderlich. Auch 
die Begründung von Wohneigentum muss 
eingeschränkt werden, um einen teuren Weiter-
verkauf und in der Folge Mietsteigerungen oder 
Eigenbedarfskündigungen zu verhindern.
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Einleitung

Dazu dient im Land Berlin besonders der seit 
dem 23.02.2020 in Kraft getretene sogenannte 
Mietendeckel (Gesetz zur Mietenbegrenzung im 
Wohnungswesen in Berlin). Dieser setzt für alle 
nicht geförderten Wohnungen in Häusern, die 
vor 2014 errichtet wurden, die Miete für fünf 
Jahre auf die Höhe fest, die am Stichtag - den 
18.06.2019 - gezahlt wurde. Reguläre Mieterhö-
hungen sind bis 2022 vollständig ausgeschlos-
sen, danach kann eine Anpassung um jährlich 
maximal 1,3% bis zur gesetzlich zugelassenen 
Obergrenze erfolgen. Modernisierungsbedingt 
darf die Miete in den fünf Jahren insgesamt um 
maximal einen Euro pro Quadratmeter erhöht 
werden. Auch eine Absenkung der Miete kann 
für Sie ab dem 23.11.2020 möglicherweise 
in Betracht kommen. Vermieter*innen sind 
verpflichtet, Sie unaufgefordert über die zur 
Berechnung der Mietobergrenze maßgeblichen 
Umstände zu informieren. Alle näheren Infor-
mationen erhalten Sie online unter: 

Grundsätzlich ist es empfehlenswert, sich für 
ein Vorkaufsverfahren und vor einem Gespräch 
mit den neuen Eigentümer*innen immer 
umfassend beraten zu lassen. Um Informati-
onen schnell austauschen zu können und ein 
gemeinsames Vorgehen abzustimmen, ist ein 
guter Kontakt zu Ihren Nachbar*innen von 
Vorteil. Unterstützung bei der Organisation von 
Hausversammlungen sowie allgemeine miet-
rechtliche Beratung erhalten Sie bei der für Sie 
kostenfreien bezirklichen Mieterberatung der 
asum GmbH und dem AKS Gemeinwohl. Eine 
nähere Beschreibung dazu und entsprechende 
Kontaktdaten finden Sie hinten auf Seite 13 
dieser Broschüre.

In dieser Broschüre wird das Vorgehen des 
Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg bei der 
Anwendung des kommunalen Vorkaufsrechts 
vorgestellt. Wie Sie auf den nachfolgenden 
Seiten sehen werden, müssen einige Voraus-
setzungen erfüllt sein und Arbeitsschritte 
geschehen, damit das Vorkaufsrecht zuguns-
ten einer kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaft oder eines gemeinwohlorientierten 
Dritten ausgeübt werden kann. Dabei ist der 
Bezirk nicht zuletzt auf die Zuarbeit und das 
Engagement von Mieter*innen angewiesen. 
Aus diesem Grund möchten wir Ihnen einen 
Überblick über die verschiedenen Heraus-
forderungen und Verlaufsmöglichkeiten des 
Vorkaufsprozesses geben.
Bitte prüfen Sie zunächst, bevor Sie näher in 
die Lektüre einsteigen, ob Ihr Grundstück in 
einem sozialen Erhaltungsgebiet (auch sog. 
Milieuschutzgebiet) liegt, da das Vorkaufsrecht 
nach dem Baugesetzbuch nur bei der Lage 
eines Grundstücks in einem solchen Gebiet 
geprüft werden darf. Durch die Eingabe Ihrer 
Adresse auf nachfolgender Webseite können 
Sie dies sehr einfach selbst herausfinden: 

Sollte Ihr Grundstück nicht in einem sozialen 
Erhaltungsgebiet liegen oder das Vorkaufs-
recht nicht ausgeübt werden können, stehen 
Sie als Mieter*innen dennoch nicht schutzlos 
einem Verwertungsinteresse der neuen Eigen-
tümer*innen gegenüber. Insbesondere bricht 
der Verkauf des Hauses, in dem Sie wohnen, 
nicht Ihren Mietvertrag. Es gibt gesetzliche 
Regelungen, die Sie als Mieter*innen vor ne-
gativen Konsequenzen schützen und auch Sie 
haben Möglichkeiten, Ihre Interessen gegen-
über den Eigentümer*innen zu vertreten.

https://www.stadtentwicklung.
berlin.de/staedtebau/foerder-
programme/stadterneuerung/
soziale_erhaltungsgebiete/
gebiete.shtml

https://mietendeckel.berlin.de/



Das bezirkliche Vorkaufsrecht kann nur in den 
sozialen Erhaltungsgebieten (auch sog. Milieu-
schutzgebiete) angewendet werden. Hier gilt die 
soziale Erhaltungsverordnung nach § 172  
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB).
Ziel dieser Verordnung ist es, die Bevölkerungs-
struktur zu erhalten.
Wenn Ihr Haus verkauft wurde und in einem 
sozialen Erhaltungsgebiet liegt, erfährt der Bezirk 
von dem Verkauf und hat nach Eingang des 
Kaufvertrages zwei Monate Zeit zu prüfen, ob das 
Vorkaufsrecht ausgeübt werden kann.
Das Prüfverfahren zur Ausübung des Vorkaufs-
rechts umfasst u.a. die Erstellung eines Verkehrs-
wertgutachtens, die Prüfung des Allgemeinwohls 
auf Basis einer städtebaulichen Begründung und 
die Anhörung von Verkäufer*innen und  
Käufer*innen.
Damit das Vorkaufsrecht ausgeübt werden kann, 
müssen sowohl gesetzlich als auch bezirklich fest-
gelegte Voraussetzungen erfüllt sein. Dazu gehö-
ren insbesondere, dass das betroffene Grundstück 
überwiegend zu Wohnzwecken genutzt sein muss 
und noch nicht in Wohneigentum (d.h. Eigentums-
wohnungen, die in diesem Fall für die Vermietung 
genutzt werden) aufgeteilt ist.
Das Vorkaufsrecht kann gem. § 27 BauGB nicht 
ausgeübt werden, wenn die Käuferseite eine soge-
nannte Abwendungsvereinbarung unterschreibt 
(siehe Seite 9).
Mehr Informationen zum Vorkaufsrecht und zum 
Anstieg der Umwandlungen in Wohneigentum 
erhalten Sie hier: 

Ausgangsbedingungen für das Anwenden  
des Vorkaufsrechtes gem. § 24 BauGB  
in sozialen Erhaltungsgebieten 

Was bedeutet das  
und was kann ich tun?

§ 566 des bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) regelt den Grundsatz „Kauf bricht 
Miete nicht“: Die neuen Eigentümer*in-

nen sind an den beim Kauf geltenden 
Mietvertrag gebunden, das bedeutet, 

Ihr Mietvertrag bleibt bestehen!

Um den Prozess der Prüfung zu  
beschleunigen, benötigt das Bezirksamt 

die Nettokaltmieten und die Wohn-
fläche der einzelnen Wohnungen und 

gegebenenfalls Gewerbeeinheiten. Falls 
diese noch nicht vorliegen, erstellen Sie 

eine anonyme Mieterliste mit diesen 
Informationen und leiten Sie  

diese Liste an uns weiter.

Vernetzen Sie sich mit Ihren  
Nachbar*innen und tauschen Sie sich  

beispielswiese mit Hilfe eines  
Emailverteilers aus!

Wenden Sie sich ggf. an Politik und  
Öffentlichkeit, um die Chancen zu erhö-
hen, dass das Vorkaufsrecht zugunsten 

eines Dritten ausgeübt wird.

Überprüfen Sie, ob Sie Ihre Mietverträ-
ge vorliegen haben und bewahren  

Sie diese gut auf.

Falls Sie Vereinbarungen mit den ehe-
maligen Eigentümer*innen getroffen 
haben, beispielsweise zu Mietminde-
rungen oder Ergänzungen zum Miet-
vertag, dann lassen Sie sich darüber 
eine schriftliche Bestätigung geben.

Fragen Sie ggf. eine Mietschulden- 
freiheitsbescheinigung bei  
Ihren Vermieter*innen an.

https://www.berlin.de/ba-fried-
richshain-kreuzberg/poli-
tik-und-verwaltung/aemter/stad-
tentwicklungsamt/stadtplanung/
gruppe-infrastruktur-und-staedte-
baufoerderung/erhaltungsgebiete/
vorkaufsrecht-in-sozialen-erhal-
tungsgebieten-903564.php
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Durch Antragstellung auf Negativzeugnis 
gem. § 28 BauGB erfährt das Bezirksamt vom 
Verkauf. Das vom Bezirk erstellte Negativ-
zeugnis sagt u.a. aus, dass für ein verkauftes 
Grundstück kein bezirkliches Vorkaufsrecht 
besteht oder das dieses nicht ausgeübt wird. 
Das Prüfverfahren für ein Negativzeugnis 
ist somit im Umkehrschluss die Prüfung der 
Möglichkeit eines bezirklichen Vorkaufs  
und resultiert ggf. in der Ausübung des  
Vorkaufsrechtes. 

Das Bezirksamt beginnt unmittelbar mit  
der Prüfung des Vorkaufsrechtes und hat  
dazu zwei Monate nach Eingang  
des Kaufvertrages Zeit.
Da der Bezirk nicht selbst Grundstücke 
erwerben kann, sucht er für den Erwerb einen 
geeigneten gemeinwohlorientierten Dritten 
(siehe Seite 6-9).

Das Bezirksamt informiert die zuständige 
Mieterberatung asum GmbH und die AKS 
Gemeinwohl, die die Mieter*innen im gesam-
ten Prozess begleiten. Die Kontaktdaten der 
beiden Organisationen finden Sie auf Seite 13 
dieser Broschüre.

Es wird zu einer ersten Mieterversammlung 
im Rathaus eingeladen, auf der wichtige  
Informationen an die betroffenen Mieter*in-
nen weitergebenen werden.

Im weiteren Prozess finden ggf. weitere 
Mieterversammlungen statt, in Absprache mit 
der Mieterberatung asum GmbH und der AKS 
Gemeinwohl.

Wie ist der Ablauf der Vorkaufsrechtsprüfung?

Was bedeutet das  
und was kann ich tun?

Sie zahlen Ihre Miete weiterhin wie 
gewohnt, solange, bis die ehemaligen 
Eigentümer*innen Sie schriftlich auf 

ein neues Mietkonto hinweisen.

Bei Mängeln oder Problemlagen in 
Ihrem Haus bleibt die bestehende 
Hausverwaltung bzw. bleiben die 
bestehenden Eigentümer*innen 

zuständig.

Benennen Sie eine Person als stell-
vertretende Ansprechperson für alle 
Mietparteien im Haus, damit wir Sie 

telefonisch erreichen können.

Füllen Sie den Fragebogen zum So-
zialgutachten aus, den Sie im ersten 

Anschreiben von uns erhalten haben. 
Die Angaben sind natürlich freiwillig 

und werden anonymisiert weitergege-
ben und nach Prüfung Ihrer  

Angaben gelöscht.

Unterstützen Sie Nachbar*innen, 
die Hilfe beim Ausfüllen benötigen 

und informieren Sie andere über den 
Inhalt der ersten Mieterversammlung.
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Das bezirkliche  
Vorkaufsrecht... 

wird  
ausgeübt

wird nicht 
ausgeübt

Ihr Haus  
wird gem.  

§ 27a BauGB  
zugunsten einer  

landeseigenen  
Wohnungsbau- 

gesellschaft  
gekauft

Seite 8

A B          
Ihr Haus wird  
zugunsten eines  
anderen  
Dritten 
gekauft  
(Genossen-
schaft,  
Stiftung usw.)
Seite 9

C D
die  

Käufer*innen 
unterschreiben  

eine  
Abwendungs- 
vereinbarung

Seite 11

die  
Käufer*innen  
unterschreiben  
keine 
Abwendungs- 
vereinbarung
Seite 12
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Das bezirkliche  
Vorkaufsrecht wird  
ausgeübt...
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Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt in der 
Regel nicht zugunsten des Landes Berlin bzw. des 
Bezirks, sondern gemäß § 27a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BauGB zugunsten eines Dritten.

Dies kann eine landeseigene Wohnungsbauge-
sellschaft, aber auch eine Genossenschaft, eine 
Stiftung oder ein Zusammenschluss von Mieter*in-
nen sein, vorausgesetzt, sie sind in der Lage, die 
Immobilie zu erwerben.

Der vorkaufsbegünstigte Dritte verpflichtet sich, 
das Grundstück entsprechend den Zwecken und 
Zielen der Erhaltungsverordnung zu bewirtschaf-
ten und zu verwalten.

Der Dritte sichert in einer Verpflichtungserklärung 
zu, die erhaltungsrechtlichen Ziele und Zwecke 
einzuhalten und eine bestandsorientierte Bewirt-
schaftung für die Dauer von 20 Jahren zu gewähr-
leisten.

Der Inhalt der Verpflichtung entspricht dabei 
mindestens den Regelungen der Abwendungsver-
einbarung (siehe Seite 11), die den Käufer*innen 
angeboten wurde und die diese abgelehnt haben.

Unabhängig des vorkaufsbegünstigten Dritten 
gelten zudem die zulässigen Mietenhöhen, wie sie 
durch den Mietendeckel (Gesetz zur Mietenbegren-
zung im Wohnungswesen in Berlin) festgesetzt 
sind. Voraussetzung ist, dass das betroffene Haus 
nicht von den Regelungen des Mietendeckels aus-
genommen ist. Sehen Sie hierzu auch die Erläute-
rungen zum Mietendeckel in der Einleitung dieser 
Broschüre auf Seite 2.

Bei Ausübung des Vorkaufsrechtes 
gelten zwei Optionen:

Was bedeutet das  
und was kann ich tun?

Sie können aktiv die Suche nach  
Dritten als mögliche Käufer*innen 

unterstützen, indem Sie beispielswei-
se Genossenschaften kontaktieren.

Beraten Sie sich gemeinsam mit Ihren 
Nachbar*innen über die beiden mög-
lichen Optionen eines Vorkaufs (siehe 

nachfolgende Seiten).
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Eine städtische, also landeseigene Wohnungs-
baugesellschaft kauft Ihr Haus. Das können 
beispielsweise die WBM oder die Gewobag sein.

Hier gilt die Verpflichtungserklärung: Der*die 
Vorkaufsbegünstigte verpflichtet sich für die 
Dauer der Erhaltungsverordnung (maximal  
20 Jahre) auf folgende Punkte:

•	 kein Anbau von Balkonen,
•	 kein Anbau eines Aufzugs,
•	 keine energetische Sanierung über das 

gesetzlich Vorgeschriebene hinaus,
•	 keine Umwandlung in  

Eigentumswohnungen

Auch sehen landeseigene Wohnungsunterneh-
men in der Regel von bestimmten konfliktträch-
tigen Vermietungs- und Verwaltungspraktiken 
ab, wie bspw. die Kündigung einer Wohnung aus 
wirtschaftlichen Gründen. 

Des Weiteren gilt die Kooperationsvereinbarung 
der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
mit dem Senat. In dieser verpflichten sich die 
Wohnungsbaugesellschaften zu Maßnahmen für 
eine soziale Wohnraumversorgung. Bestandteil 
der Kooperationsvereinbarung ist bspw. die 
Härtefallregelung, die besagt:

•	 Mieter*innen können beantragen, dass ihre 
Nettokaltmiete auf 30 % des Haushaltein-
kommens abgesenkt wird. Hierbei gelten die 
Berliner Einkommensgrenzen für den Bezug 
eines Wohnberechtigungsscheins sowie die 
zugrundeliegenden Wohnflächen.

Sie finden die komplette Kooperationsvereinba-
rung unter dem folgenden Link:

Option A: Ihr Haus wird gemäß § 27a BauGB  
zugunsten eines „Dritten“ also einer landeseigenen  
Wohnungsbaugesellschaft gekauft

Was bedeutet das  
und was kann ich tun?

Zusätzlich gilt die Kooperationsverein-
barung der landeseigenen Wohnungs-

baugesellschaften mit dem Senat.  
Die Vereinbarung enthält verschiedene 

Regelungen zu Themen wie Miete, 
Modernisierung und Partizipation. 

Zulässige Mieten und Mieterhöhungen 
richten sich mittlerweile allerdings in 

erster Linie nach den Festsetzungen des  
Mietendeckels (siehe Seite 2). 

Sollte ein Haus nicht in den Anwen-
dungsbereich des Mietendeckels fallen, 

werden bei Ausübung des Vorkaufs-
rechts zugunsten einer landeseigenen 

Wohnungsbaugesellschaft Miet- 
erhöhungen gemäß den Vorgaben der 

Kooperationsvereinbarung begrenzt.

Die Kooperationsvereinbarung enthält neben 
der Härtefallregelung weitere Regelungen zur 
Begrenzung von Mieten und Mieterhöhungen. 
Allerdings ist hier zu berücksichtigen, dass der 
am 23.02.2020 in Kraft getretene Mietendeckel 
(Gesetz zur Mietenbegrenzung im Wohnungs-
wesen in Berlin) zumeist nochmals stärkere 
Begrenzungen vorsieht. Insofern sind die miet-
bezogenen Vorgaben aus der Kooperationsver-
einbarung derzeit vor allem für Mieter*innen 
landeseigener Wohnungsbaugesellschaften 
relevant, deren Haus nicht in den Anwendungs-
bereich des Mietendeckels fällt (d.h. insbeson-
dere für Mieter*innen, die in Häusern leben, 
die 2014 oder später fertiggestellt wurden). 

Suchen Sie gerne die Mieterberatung der  
asum GmbH auf, sollten Sie Fragen haben,  
welche Regelungen genau mit dem Vorkauf 
durch eine landeseigene Wohnungsbaugesell-
schaft für Sie relevant werden. Die Kontaktda-
ten finden Sie auf Seite 13 dieser Broschüre. 

https://www.stadtentwick-
lung.berlin.de/wohnen/
wohnraum/wohnungsbau-
gesellschaften/download/ko-
operationsvereinbarung.pdf
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Ein anderer gemeinwohlorientierter Dritter,  
also eine Genossenschaft oder Stiftung,  
kauft Ihr Haus.
Auch hier gilt die Verpflichtungserklärung.  
Der*die Vorkaufsbegünstigte verpflichtet sich für 
die Dauer der Erhaltungsverordnung (max. 20 
Jahre) auf folgende Punkte:

•	 kein Anbau von Balkonen,
•	 kein Anbau von Aufzügen,
•	 keine energetische Sanierung über das 

gesetzlich Vorgeschriebene hinaus,
•	 keine Umwandlung in Eigentumswohnungen 

Auch gemeinwohlorientierte Dritte müssen in der 
Regel auf die Wirtschaftlichkeit eines Ankaufs 
achten. Die Wirtschaftlichkeit kann bspw. durch 
den Erwerb von Genossenschaftsanteilen durch 
Mieter*innen in größerer Anzahl beeinflusst 
werden. Dies beruht auf Freiwilligkeit und sollte 
nur für Haushalte in Frage kommen, die sich dies 
leisten können.

Option B: Ihr Haus wird zugunsten  
eines anderen Dritten gekauft 
(z.B. Genossenschaft, Stiftung usw.)  

Was bedeutet das  
und was kann ich tun?

Lassen Sie sich über die  
Beitrittsbedingungen zu einer  

Genossenschaft beraten.

Prüfen Sie individuell, ob Sie finanziell 
in der Lage sind, die Genossenschafts-

anteile zu zeichnen.
Nehmen Sie eine Beratung der AKS 

Gemeinwohl zu einem Ankauf durch 
einen anderen Dritten in Anspruch. Die 

Kontaktdaten finden Sie auf Seite 13 
dieser Broschüre. 

Vereinbaren Sie ein Beratungsgespräch 
mit interessierten Dritten (Genossen-

schaften u.a.). Die Bedingungen der 
jeweiligen Akteure unterscheiden  

sich teilweise.

Nach Ausübung des Vorkaufsrechts

Nach der Ausübung des Vorkaufsrechtes können 
die bisherigen Eigentümer*innen oder die Käu-
fer*innen des Grundstücks Widerspruch gegen 
den Vorkaufsbescheid einlegen. Anschließend 
können sie gegen das Vorkaufsrecht klagen. In 
diesem Fall kann der Bescheid erst in Kraft tre-
ten, wenn ein rechtskräftiges Urteil gesprochen 
wurde. Dieses kann mitunter viele Jahre dauern. 
Wird kein Widerspruch gegen den Bescheid ein-
gelegt, dann wird der vorkaufsbegünstigte Drit-
te als Eigentümer*in im Grundbuch eingetragen 
und tritt ab dann in alle Rechte und Pflichten 
ein. Zwischen Vorkauf und Eigentumsübertra-
gung vergehen in der Regel aber einige Monate.

Was bedeutet das  
und was kann ich tun? 

Solange der Vorkaufsbescheid nicht 
rechtskräftig ist, bleiben die bisherigen 

Eigentümer*innen Ihre Vermieter*in-
nen. Solange ändert sich für Sie nichts.

Nach dem Eigentümerwechsel stellen 
Sie Ihre Mietzahlungen auf die neuen 

Eigentümer*innen um, sobald Sie über 
die neue Kontoverbindung  

informiert wurden.
Klären Sie, ob sich Ihre Hausverwaltung 

ändert und welche Auswirkungen  
dies auf Zuständigkeiten und  
Ansprechpartner*innen hat.
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Das bezirkliche  
Vorkaufsrecht wird  
nicht ausgeübt...
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Die neuen Eigentümer*innen verpflichten 
sich in der Abwendungsvereinbarung in der 
Regel für 20 Jahre u.a. auf den Verzicht von 
Folgendem:
•	 auf den Rückbau,
•	 auf den Anbau von Balkonen,
•	 auf energetische Sanierungsmaßnah-

men, sofern keine Rechtspflicht zu ihrer 
Durchführung besteht, 

•	 und auf die Begründung von Wohn- 
oder Teileigentum (Umwandlung in 
Eigentumswohnungen)

Zudem verpflichten sie sich, die Mietpreis-
bremse in ihrer jeweils gültigen Fassung 
anzuwenden und dem Land Berlin auf Verlan-
gen hierüber Auskunft zu geben.

Option C: Das Vorkaufsrecht wird nicht ausgeübt,  
da die Käufer*innen eine Abwendungsvereinbarung  
unterschreiben 

Was bedeutet das  
und was kann ich tun? 

Die Abwendungsvereinbarung ist  
ohne Ausnahme bindend.

Zudem müssen sich die neuen Eigen-
tümer*innen an die Vorgaben des 
sozialen Erhaltungsrechts halten.

Bleiben Sie im Haus in Kontakt mit 
den anderen Mietparteien und prüfen 

Sie, ob die neuen Eigentümer*innen 
gegen die Inhalte der Abwendungs-
vereinbarung verstoßen. Sollte dies  

der Fall sein, informieren Sie  
das Bezirksamt.

Wollen die Käufer*innen die Ausübung des 
Vorkaufsrechts abwenden, haben sie die 
Gelegenheit, eine Abwendungsvereinbarung 
abzuschließen. Darin verpflichten sie sich auf 
bauliche Maßnahmen zu verzichten, die das 
Ziel der Erhaltung der Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung gefährden. 

Kommt keine Abwendungsvereinbarung 
zustande, kann das Vorkaufsrecht durch 
den Bezirk ausgeübt werden (siehe Seite 
6-9). Wenn keine Abwendungsvereinbarung 
unterzeichnet wird und der Bezirk auch nicht 
das Vorkaufrecht ausübt, bleibt der Kauf zwi-
schen den Verkäufer*innen und Käufer*in-
nen unangetastet bestehen. 

 Auch bei Nicht-Ausübung des Vorkaufsrechtes 
gelten zwei Optionen:
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Zudem gelten auch bei einer Nichtaus-
übung des Vorkaufsrechtes die Rege-
lungen des Mietendeckels (Gesetz zur 
Mietenbegrenzung im Wohnungswesen 
in Berlin), vorausgesetzt, das betroffene 
Haus unterliegt dem Anwendungsbe-
reich des Gesetzes. Sehen Sie hierzu 
auch die Erläuterungen zum Mietende-
ckel in der Einleitung dieser Broschüre 
auf Seite 2.



Auch wenn der Bezirk das Vorkaufsrecht nicht 
ausüben konnte und die Käufer*innen die 
Abwendungsvereinbarung nicht unterschrie-
ben haben, befindet sich Ihr Haus immer 
noch im sozialen Erhaltungsgebiet. Das 
bedeutet, dass der Bezirk übermäßig teure 
Modernisierungen verhindern kann, indem er 
für Modernisierungsmaßnahmen nur einge-
schränkt erhaltungsrechtliche Genehmigungen 
erteilt. In sozialen Erhaltungsgebieten werden 
folgende bauliche Maßnahmen in der Regel 
nicht genehmigt:
•	 Grundrissänderungen, 
•	 Zusammenlegen oder Teilen von  

Wohnungen, 
•	 Anbau von Balkonen, Loggien oder Terrassen 

mit mehr als vier Quadratmetern  
Grundfläche, 

•	 Anbau eines zweiten Balkons, Loggia oder 
Terrasse, 

•	 Einbauküchen, 
•	 Einbau eines zweiten Badezimmers oder 

WC‘s, von Wanne und Dusche, aufwändige 
Bad-Sanierung, 

•	 Ferienwohnungen.

Die Umwandlung in Eigentumswohnungen 
steht unter Vorbehalt in sozialen Erhaltungs-
gebieten. Eine Umwandlung muss jedoch 
genehmigt werden, wenn sich die Eigen-
türmer*innen verpflichten, die Wohnungen 
über einen Zeitraum von sieben Jahren 
ausschließlich den*der Mieter*in zum Kauf 
anzubieten. Nach Ablauf der sieben Jahre 
dürfen Wohnungen zwar frei verkauft werden, 
jedoch besteht dann für weitere fünf Jahre 
ein Schutz vor Kündigungen des Mietvertrags 
wegen Eigenbedarfs. Insgesamt besteht somit 
für mindestens zwölf Jahre Schutz vor einer 
Eigenbedarfskündigung. Dieser Schutz gilt in 
dieser Form allerdings nicht, sollten Sie nach 
der Umwandlung die Wohnung beziehen oder 
nicht Hauptmieter*in sein.

Option D: Das Vorkaufsrecht wird nicht ausgeübt  
und die Käufer*innen unterschreiben  
die Abwendungsvereinbarung nicht

Was bedeutet das  
und was kann ich tun? 

Es gelten nur die Vereinbarungen des 
sozialen Erhaltungsrechts.  

Dies bedeutet, dass alle baulichen  
Maßnahmen beim Bezirksamt  

beantragt werden müssen.

Der Bezirk kann damit übermäßig 
teure Modernisierungen verhindern.

Modernisierungsmaßnahmen, die 
nicht über den zeitgemäßen Ausstat-

tungszustand einer durchschnittli-
chen Wohnung hinausgehen, müssen 

immer genehmigt werden.

Erfahren Sie von Baumaßnahmen, die 
in der linken Spalte genannt werden 
und nicht genehmigt wurden, dann 

wenden Sie sich an die Gruppe Erhal-
tungsgebiete des Bezirksamts.
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AKS Gemeinwohl
c/o Stadtteilbüro Friedrichshain

Warschauer Straße 23, 10245 Berlin

Tel: 0157 507 98 158
E-Mail: kontakt.aks@gemeinwohl.berlin

Website: aks.gemeinwohl.berlin



Hier finden Sie Unterstützung.  
Wir stehen Ihnen zur Seite.
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Die Organisation „AKS Gemeinwohl“ agiert als Schnitt-
stelle zwischen Verwaltung, Zivilgesellschaft und Politik 
und ist als ein innovatives Instrument zur Unterstüt-
zung einer vielfältigen Stadtgesellschaft, nachhaltiger 
Bodenpolitik und der Sicherung von gemeinwohlori-
entierten Projekten und Räumen konzipiert. In diesem 
Rahmen bietet die AKS u.a. Hilfen für Mieter*innen in 
Vorkaufsprozessen an, bspw. bei der Vernetzung mit ge-
meinnützigen Wohnungsakteuren.

asum GmbH 
Sonntagstraße 21, 10245 Berlin 
 
neue Anschrift ab 01.09.2020 
Thaerstraße 30d, 10249 Berlin

Tel: (030) 293 431 0
E-Mail: info@asum-berlin.de
Website: asum-berlin.de

asum -  
Angewandte Sozialforschung 
und urbanes Management GmbH

AKS Gemeinwohl
c/o Stadtteilbüro Friedrichshain

Warschauer Straße 23, 10245 Berlin

Tel: 0157 507 98 158
E-Mail: kontakt.aks@gemeinwohl.berlin

Website: aks.gemeinwohl.berlin

AKS Gemeinwohl

Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

Bezirksamt  
Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin,  
Gruppe Erhaltungsgebiete
Yorckstraße 4-11, 10965 Berlin

Website: www.berlin.de/ba-friedrichs-
hain-kreuzberg/politik-und-verwal-
tung/aemter/stadtentwicklungsamt/
stadtplanung/gruppe-infrastruk-
tur-und-staedtebaufoerderung/erhal-
tungsgebiete/

Das Mieterberatungsbüro asum GmbH arbeitet seit vie-
len Jahren mit dem Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg zu-
sammen und unterstützt Mieter*innen u.a. in Vorkaufs-
verfahren. 
Parallel hierzu bietet das Büro im Auftrag des Bezirks 
an verschiedenen Standorten eine kostenlose Mieterbe-
ratung für Mieter*innen in den sozialen Erhaltungsge-
bieten des Bezirkes (sog. Milieuschutzgebiete) an. Bitte 
informieren sich telefonisch oder auf der Website des 
Büros über Ort und Zeit der Mietersprechstunden.

In Berlin sind die Bezirksämter für die Prüfung des Vor-
kaufsrechtes zuständig. In Friedrichshain-Kreuzberg 
fällt diese Aufgabe in den Verantwortungsbereich der 
Gruppe ‚Erhaltungsgebiete‘ des Stadtentwicklungsam-
tes des Bezirkes. 



Diese Handreichung kann im Falle des Verkaufes Ihres Hauses dabei helfen, den Pro-
zess, der unmittelbar danach beginnt, besser zu verstehen und selbst aktiv zu werden. 
Ziel dieser Handreichung ist es, Informationen über das Instrument Vorkaufsrecht und 
die damit verbundenen Optionen zu vermitteln. Bei der Prüfung und der eventuellen 
Ausübung des Vorkaufsrechtes durch das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von 
Berlin handelt es sich um einen laufenden Prozess. Daher ist darauf hinzuweisen, dass 
diese Broschüre nur als allgemeine Handreichung zu verstehen ist, die sich von der indi-
viduellen Situation in Ihrem Haus unterscheiden kann. Ebenso ist immer die Aktualität 

der Broschüre zu prüfen.

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin
Gruppe Erhaltungsgebiete
Tel (030) 90298 2571
aaron.schaar@ba-fk.berlin.de

Stand 06/2020


